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In Berlin hat der Bau von Ostsee-Pipe
lines für russisches Erdgas viele Für-
sprecher. Bundeskanzler Gerhard 
Schröder stellte die Weichen für die 
erste Nord Stream-Doppelleitung; sei-
ne Nachfolgerin Angela Merkel setzt 
sich nachdrücklich für den Bau von 
Nord Stream 2, einer zweiten und 
ebenso leistungsfähigen Doppellei-
tung, ein, die bis Ende 2019 fertigge-
stellt werden soll. Aus Berliner Sicht 
bietet die Erdgasversorgung durch die 
Ostsee große Vorteile – in erster Linie 
für Deutschland, aber angesichts der 
sinkenden Produktion der Niederlan-
de, Dänemarks und Großbritanniens 
auch für Europa insgesamt. 

Kurz- und mittelfristig brauche 
man mehr Erdgas, um aus der Atom
energie aussteigen zu können; inso-
fern mache Nord Stream 2 die Ener-
giewende überhaupt erst möglich, sa-
gen die Fürsprecher in Berlin. Das 
russische Erdgas helfe Deutschland, 
seine CO2-Emissionen mittelfristig 
auf das geforderte Niveau zu senken. 
Noch dazu könne das Großprojekt als 

Mittel dienen, sich Russland pragma-
tisch anzunähern, ohne dabei die we-
gen der massiven russischen Völker-
rechtsbrüche in der Ukraine verhäng-
ten Sanktionen zu lockern. Die neue 
Pipeline werde schließlich auch die 
deutsche Position als Knotenpunkt 
für die Weiterverteilung von russi-
schem Erdgas in der EU stärken.

Doch gibt es auch massive Kritik 
an dem Großprojekt. Wird Nord Stre-
am 2 überhaupt gebraucht? Daran be-
stehen mit Blick auf die fragwürdige 
Wirtschaftlichkeit der Pipeline und 
ihre langfristigen Auswirkungen auf 
die Klimapolitik große Zweifel. Auch 
belastet das Projekt die deutschen 
Beziehungen zu den Nachbarstaaten. 
Vor allem Polen und die Ukraine weh-
ren sich aus wirtschaftlichen wie geo-
politischen Gründen heftig gegen den 
Bau von Nord Stream 2. 

Ostsee-Anrainer wie Schweden, 
Dänemark und Finnland haben öko-
logische Vorbehalte gegen eine zwei-
te Erdgasdoppelleitung am Grund 
der Ostsee. Schweden und Dänemark 

Anke Schmidt-Felzmann | Der Bau von Nord Stream 2 soll in diesem Jahr be-
ginnen. Deutschland verspricht sich preisgünstiges Erdgas, um die Energie-
wende zu ermöglichen. Doch sind die Kosten hoch: für das Klima, die Um-
welt, für Europas Unabhängigkeit und Energiesicherheit. Die Bundesregie-
rung wird sich mit den Konsequenzen auseinandersetzen müssen. 

Ernste Bedenken sprechen gegen die Erdgaspipeline Nord Stream 2 
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Gazprom will den 

Ukraine-Transit ab 

2020 stoppen

haben daneben auch konkrete natio-
nale Sicherheitsbedenken gegen den 
Bau. Aus EU-Sicht schließlich vergrö-
ßert Nord Stream 2 die Abhängigkeit 
von russischen Energieexporten und 
gefährdet die geplante Energieunion. 
Die Brüsseler Wettbewerbshüter äu-
ßern Bedenken, denn das neue Pro-
jekt würde die Vormachtstellung der 
russischen Gazprom verstärken. Bei 
Nord Stream ist Gazprom mit 51 Pro-
zent Mehrheitsgesellschafter, bei Nord 
Stream 2 gehören der russischen Ge-
sellschaft sogar 100 Prozent der An-
teile, seit sich die anfangs beteiligten 
fünf europäischen Großkonzerne auf 
Druck der polnischen Wettbewerbs-
hüter schon 2016 zurückzogen. 

Bereits die erste Nord Stream-Lei-
tung hatte zu heftigem Streit mit den 
östlichen EU-Staaten geführt. Um-
stritten war und ist auch die Rolle 
von Altkanzler Schröder als Fürspre-
cher staatlicher russischer Interes-
sen und engem Freund von Präsident 
Wladimir Putin. Gleichwohl hatte 
die EU die Pipeline zu einem Ener-
gieinfrastrukturprojekt von gemein-
samem Interesse erklärt. Im Novem-
ber 2011 wurde der erste Strang, im 
Oktober 2012 der zweite Strang von 
Nord Stream in Betrieb genommen. 
Die Unterseeleitungen liefern seit-
dem russisches Gas aus Sibirien von 
Wyborg nahe der finnischen Grenze 
quer durch die Ostsee nach Lubmin 
in Mecklenburg-Vorpommern. 

Kapazität weit über Bedarf

Nord Stream 2 soll – genau wie die 
erste Doppelleitung – jährlich min-
destens 55 Milliarden Kubikmeter 
(bcm) Erdgas aus Russland nach 
Deutschland liefern; zusammen sol-
len es also 110 bcm werden. Gegen-
wärtig beläuft sich der deutsche Erd-

gasverbrauch auf circa 80 bcm im 
Jahr, wovon etwas mehr als ein Drit-
tel aus Russland gedeckt wird. Ein 
weiteres Drittel wird aus Norwegen 
geliefert, der Rest stammt aus einem 
kleinen Anteil Eigenproduktion und 
weiteren externen Lieferquellen. 

Hinzu kommen Lieferungen per 
Transitleitungen über Land, über das 
Sojus-Erdgasnetzwerk durch die Uk-
raine, das früher 80 Prozent aller rus-
sischen Erdgaslieferungen 
nach Europa beförderte, 
sowie über die Jamal-Lei-
tung durch Belarus und 
Polen, die bis zur Fertig-
stellung von Nord Stream 
ungefähr 20 Prozent der russischen 
Erdgaslieferungen nach Europa trug. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel 
versprach der Ukraine und Polen, 
dass diese Transportwege über Land 
auch in Zukunft gebraucht würden – 
ganz im Gegensatz zum Gazprom-Vor-
standsvorsitzenden Alexei Miller, der 
öffentlich erklärte, das Sojus-Netz ab 
2020 überhaupt nicht mehr nutzen zu 
wollen. Stattdessen solle das Erdgas 
für Westeuropa durch die Ostsee und 
Deutschland als Verteilerland trans-
portiert werden. Das bedeutet, dass 
auch die an die Sojus-Leitung aus Si-
birien angebundenen östlichen Län-
der künftig Erdgas über Deutschland 
beziehen würden. 

Zusätzliche russische Lieferun-
gen sollen durch die von Gazprom be-
triebene Doppelleitung TurkStream 
(31,5 bcm) durch das Schwarze Meer 
über Griechenland erfolgen. Der Bau 
begann im Mai 2017 und soll 2019 
abgeschlossen sein. Europas Erdgas-
verbrauch müsste sprunghaft stei-
gen, um all diese Leitungen auszulas-
ten. Hinzu kommen die Importe von 
Flüssiggas (LNG), auf die man in der 
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Der Wechsel zu 

erneuerbaren Ener-

gien wird gebremst

EU wegen der größeren Flexibilität 
setzt. Möglich geworden ist die ver-
stärkte Nutzung durch die amerika-
nische Schiefergasrevolution. Sie ließ 
die Preise auf dem Weltmarkt fallen, 
da die große Nachfrage der USA nun 
von einheimischen Produzenten ge-
deckt werden kann. 

Fürsprecher von Nord Stream 2 
machen geltend, dass Erdgaslieferun-
gen durch die Ostsee billiger seien als 
LNG-Anlieferungen. In diesem Preis-
kalkül werden die Kosten für den 
aufwändigen Leitungsbau allerdings 

nicht ausreichend berück-
sichtigt. Um diese Inves-
titionen zu amortisieren, 
müssen die Erdgasleitun-
gen über mehrere Jahr-
zehnte genutzt werden. Im 

Fall von Nord Stream 2 spricht Gaz-
prom selbst von einer Nutzung über 
mindestens 50 Jahre, also bis zum Jahr 
2069. Wie das mit den deutschen und 
europäischen Verpflichtungen aus 
dem Pariser Klimaabkommen verein-
bar sein soll, ist unklar. 

Auch an Land dürften massi-
ve Investitionen notwendig werden. 
Um die enorme zusätzliche Menge an 
Erdgas weiterzuverteilen, die über 
Nord Stream 2 angeliefert wird, müs-
sen neue Märkte in der EU erschlos-
sen werden. Dies erfordert den Bau 
neuer Transportwege. Hinzu kom-
men Mehrkosten für die Verteilerin-
frastruktur von der Küste bis zu den 
Endnutzern, die entweder von der öf-
fentlichen Hand oder von den End-
kunden getragen werden müssen. 

Experten der IEA haben prog-
nostiziert, dass der Erdgasverbrauch 
in Europa in den kommenden Jah-
ren signifikant schrumpfen wird, un-
ter anderem durch Energieeffektivie-
rungsmaßnahmen. Sie halten Nord 

Stream 2 für unwirtschaftlich und 
vermuten, dass Gazproms Pläne po-
litisch motiviert sind. Auch Experten 
der Europäischen Kommission gehen 
davon aus, dass der Erdgaskonsum in 
der EU sinkt. Erstens würden die er-
höhten Investitionen in Energieeffizi-
enz den Verbrauch insgesamt begren-
zen; und zweitens werde der Bedarf an 
fossilen Brennstoffen infolge des Pari-
ser Klimaabkommens im kommenden 
Jahrzehnt stark reduziert werden. 

Durch Nord Stream 2 würde ge-
nau das Gegenteil bewirkt, befürchtet 
die EU-Kommission. Durch die hohen 
und erst langfristig profitablen Inves-
titionen in die Pipeline werde enorm 
viel Kapital gebunden. Zugleich werde 
der europäische Energiemarkt durch 
die zusätzlichen Gaslieferungen über-
sättigt. Beides erschwere die Finan-
zierung erneuerbarer Energieträger. 
In wichtigen Regionen der EU würde 
der dringend nötige Wechsel zu kli-
maneutralen Energiequellen deswe-
gen ausbleiben.

Gefahren für die Umwelt

Langfristige Schäden drohen für die 
bereits stark überlastete Ostsee. Be-
sonders in den Gewässern Däne-
marks, Schwedens und Deutschlands 
gibt es eine reelle Gefahr, bei den Bau-
arbeiten auf versenkte Kriegsmuniti-
on aus dem Zweiten Weltkrieg zu sto-
ßen. Dabei könnten zudem Senfgas 
und Phosphor freigesetzt werden, was 
für Ostsee-Fischer und Badegäste eine 
ernste Gesundheitsgefahr birgt. 

Das Haupthindernis für Nord 
Stream 2 ist das Erlangen der Bauge-
nehmigungen von Schweden und Dä-
nemark. Auch die indirekt betroffe-
nen Ostsee-Länder (Polen, Estland, 
Lettland, Litauen) haben ein Recht 
darauf, dass ihre Umweltbedenken in 
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die Risikobewertung einfließen; dazu 
laufen Konsultationsverfahren.

Schon bei der ersten Nord 
Stream-Pipeline hatte der WWF die 
Methoden und den Mangel an Da-
ten in den von Nord Stream vorge-
legten Analysen kritisiert: Es seien 
„aus wissenschaftlicher Sicht kaum 
mehr als wilde Vermutungen“. Auch 
die bisher von Nord Stream 2 vorge-
legten Gutachten sind lückenhaft. Sie 
beschränken sich zudem auf den Zeit-
raum bis 2035. 

Es ist zu erwarten, dass die stren-
gen Umweltauflagen der EU-Staa-
ten im Ostsee-Raum die Risiken ein 
Stück weit verringern werden. Dage-
gen sind die Folgen für das Ökosys-
tem von russischer Seite schwer ab-
zuschätzen. Russische Umweltschut-
zorganisationen beklagen sich schon 
seit Jahren darüber, dass sich Gaz-
prom (und der Kreml) über gesetz-
liche Verpflichtungen hinwegsetzt. 
Der Bau der ersten Nord Stream-Lei-
tungen im russischen Naturschutzge-

biet am finnischen Meerbusen habe 
bereits irreparable Schäden verur-
sacht. Bei den Vorarbeiten für Nord 
Stream 2 im Naturschutzgebiet Kur-
galsky östlich der estnischen Gren-
ze sei schon jetzt ersichtlich, dass Na-
tur- und Artenschutzgesetze gravie-
rend verletzt würden. 

In Schweden erklärte die Regie-
rung Ende 2016 die Risikokontroll-
untersuchung für die neue Doppelpi-
peline zur Chefsache. Gazprom wollte 
sich für den Bau von Nord Stream 2 
direkten Zugang zu zwei strategisch 
wichtigen Häfen verschaffen. Ers-
tens Slite auf der Insel Gotland, wo 
Schweden seit 2016 seine Militärprä-
senz aufbaut als Reaktion auf die ver-
änderte Sicherheitslage nach der rus-
sischen Militäraggression gegen die 
Ukraine. Im Januar 2017 wurde ent-
schieden, dass sich Gotland nicht an 
der Logistik für Nord Stream 2 betei-
ligt. Zweitens wollte man den Hafen 
Karlshamn in Blekinge an der Süd-
küste Schwedens nutzen. Nach inten-
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Nord Stream- 

Lobbyisten bauen 

geschickt Druck auf

siven Verhandlungen und unter ste-
tigem Druck der Nord Stream-2-Lob-
byisten vereinbarten Karlshamn und 
die schwedische Regierung, dass der 

Hafen nur unter der Be-
dingung an Nord Stre-
am 2 mitwirken darf, dass 
sämtliche Logistikarbei-
ten vom eigenen Hafen-
personal ausgeführt wer-

den. Die Blekinger Bucht dient der 
Marine und Luftwaffe als wichtiger 
Übungsplatz. 

Die Nord Stream AG war 2010 mit 
dem Deutschen Logistikpreis für ihr 
Logistikkonzept ausgezeichnet wor-
den. Was weniger Aufmerksamkeit 
erhielt, war die Art, wie dieses Kon-
zept in den Ostsee-Ländern umgesetzt 
wurde. Damals wie heute bauten die 
Nord Stream-Lobbyisten gezielt poli-
tischen Druck auf, um die gewünsch-
ten Genehmigungen zu erhalten. Zu 
den Instrumenten gehören Finanzie-
rungsangebote auf lokaler Ebene wie 
die Modernisierung des Hafenkais 
in Slite auf Gotland und sowohl Ein-
künfte als auch Arbeitsplätze in Karls-
hamn, Kotka und Hanko in Finnland 
und Mukran in Deutschland. Nord 
Stream 2 bindet auch Unternehmen 
wie den Stahlproduzenten LKAB in 
Schweden und das Logistikunterneh-
men Bluewater in Dänemark ein und 
spielt Unternehmer, Hafenbetreiber, 
lokale und nationale Entscheidungs-
träger gegeneinander aus. 

Russisches Machtinstrument

Vor dem Bau der ersten Nord Stre-
am-Pipelines konnte Russland die 
Erdgaslieferungen an die Ukraine 
nicht unterbrechen, ohne die wich-
tigen Kunden in Westeuropa abzu-
schneiden. In dieser Zeit kam es nur 
zu vereinzelten Zwischenfällen: Am 

1. Januar 2006 nahm Gazprom einen 
schwelenden Preisdisput mit der Uk-
raine zum Anlass, die Gaslieferungen 
zu drosseln. Im Januar 2009 stoppte 
Russland die Lieferungen erneut, um 
die Ukraine zu zwingen, Gasschul-
den zu begleichen. Ansonsten wurde 
über den Transitweg durch die Uk-
raine doch stets zuverlässig an westli-
che Kunden geliefert. Dennoch macht 
Russland geltend, die Umleitung des 
russischen Erdgases durch die Ostsee 
sei wegen der Unzuverlässigkeit der 
Ukraine als Transitland notwendig.

In Polen, aber auch in der Ukraine 
gab und gibt es heftige Proteste gegen 
die Nord Stream-Pipelines, weil durch 
sie ein klarer Machtvorteil auf russi-
scher Seite entsteht. Vor allem Polen 
und die baltischen Staaten sorgen sich, 
dass die russische Regierung nicht vor 
wirtschaftlichen Nachteilen und poli-
tischem Gesichtsverlust zurückscheut, 
wenn es um ihre strategischen Inter-
essen geht. Seit der Krim-Annexion 
nutzt Gazprom die beiden bestehen-
den Ostsee-Rohre verstärkt. Gleich-
zeitig ist das Liefervolumen, das durch 
die Ukraine transportiert wird, ent-
sprechend stark gesunken. 

Durch die illegale Annexion hat 
sich Russland auch die Kontrolle über 
die ukrainischen Erdgas- und Erdöl-
vorkommen der Krim gesichert. Nach 
den Plänen der ukrainischen Regie-
rung hätten diese eigentlich in Ko-
operation mit dem italienischen ENI, 
dem französischen EDF und Exxon 
weiter erschlossen werden sollen. 
Durch den Krieg im Donbass-Becken 
ist auch die Erschließung der ukrai-
nischen Schiefergasfelder verhindert 
worden. Dabei hätte die Förderung 
in den Gewässern der Krim und die 
Schiefergasproduktion im Osten nicht 
nur die ukrainische Eigenversorgung 
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Berliner Experten 

sprechen von beid-

seitiger Abhängigkeit

sichern, sondern das Land auch in die 
Lage versetzen können, zum Teil mit 
Russland als Produzent und Expor-
teur zu konkurrieren.

Gegen deutsche Interessen hat 
sich die russische Machtpolitik bis-
her nur selten gerichtet. Ein Beispiel 
lieferte ein Streit um Lufthansa Car-
go 2007. In Verhandlungen mit der 
Bundesregierung erzwang Russland, 
dass Lufthansa für Cargo-Flüge nach 
Asien den bisherigen Standort in Ka-
sachstan aufgab und ihre Zwischen-
landungen stattdessen nach Kras-
nojarsk (Sibirien) verlegte. In Ost-
deutschland kann man sich zudem 
an Gazproms erbitterten Kampf um 
den ostdeutschen Energiemarkt An-
fang der 1990er Jahre erinnern, bei 
dem die Erdgasversorgung über meh-
rere Jahre gezielt als Druckmittel ein-
gesetzt wurde.

Durch die Ostsee-Leitungen stellt 
sich die Machtfrage im Verhältnis zu 
Deutschland noch viel deutlicher. 
Zwar würden Russland durch zeit-
weilige Lieferunterbrechungen wirt-
schaftliche und politische Kosten ent-
stehen, aber angesichts der langfris-
tigen Anlage der kostspieligen Ost-
see-Gasleitungen, in die im Prinzip 
nur Erdgas aus Russland eingespeist 
werden kann, hat Deutschland kurz-
fristig kaum Alternativen. Und als 
Empfänger von 110 bcm Erdgas, das 
größtenteils zur Weiterverteilung ge-
dacht ist, würde Deutschland eben-
falls Verantwortung für die Versor-
gung anderer europäischer Länder 
tragen. Ein Lieferstopp, der nicht aus 
Speicherkapazität und über alterna-
tive Versorgungswege kompensiert 
werden kann, würde für erheblichen 
politischen Druck sorgen.

Diese Bedenken werden von Ber-
lin nicht geteilt. Die Bundesregie-

rung fühlt sich sicher in der Annah-
me, dass die drohenden finanziellen 
Verluste und die russische Exportab-
hängigkeit den Kreml davon abhal-
ten würden, die Erdgasversorgung als 
Machtinstrument zu miss-
brauchen. Die Berliner Ex-
perten sprechen von beid-
seitiger Abhängigkeit. Al-
lerdings ist Russland in ei-
ner vorteilhaften Position. 
Winterstresstests 2014/15 haben ge-
zeigt: Auch wenn die an Nord Stream 
1 und 2 beteiligten deutschen Ener-
gieunternehmen E.ON/Uniper und 
BASF/Wintershall es wollten, könn-
ten sie im Falle eines Lieferstopps 
kaum alternative Versorgungsquellen 
und Lieferwege herbeizaubern. 

Sanktionen gegen Russland

Seit Ende 2015 fordern die osteuro-
päischen EU-Staaten mit Unterstüt-
zung von Dänemark, Schweden und 
Großbritannien, dass sich die EU mit 
Nord Stream 2 befassen und sicher-
stellen solle, dass das Projekt im Ein-
klang mit dem Ziel eines diversifi-
zierten und wettbewerbsorientierten 
Gasmarkts und der Energieunion ste-
he. Anfang Juni 2017 legte die Euro-
päische Kommission schließlich den 
Entwurf eines Verhandlungsmandats 
vor; Deutschland und Österreich wa-
ren prinzipiell gegen den Vorschlag. 

Die Debatte flammte eine Woche 
später auf, als der deutsche Außenmi-
nister Sigmar Gabriel und der öster-
reichische Bundeskanzler Christian 
Kern gemeinsam gegen die Verschär-
fung der Russland-Sanktionen durch 
den US-Kongress protestierten. Bei-
de begründeten dies damit, dass sich 
die Sanktionen auch gegen europäi-
sche Unternehmen richten könnten, 
die sich am Bau von Nord Stream 2 
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Nord Stream 2  

untergräbt die EU- 

Sanktionspolitik 

beteiligen. Dem Kongress gehe es ei-
gentlich „um den Verkauf amerikani-
schen Flüssiggases und die Verdrän-
gung russischer Erdgaslieferungen 
vom europäischen Markt“. 

Eine Überschwemmung des eu-
ropäischen Marktes mit US-Flüssig-
gas ist allerdings schon aufgrund des 
hohen Eigenverbrauchs der USA un-

wahrscheinlich. Tatsäch-
lich teilt man in Washing-
ton die Sorgen der osteu-
ropäischen Staaten in Be-
zug auf die geopolitischen 
Ambitionen Russlands in 

Georgien, der Ukraine und anderen 
Teilen Europas. Ähnlich ist es mit 
der Einschätzung der herausragen-
den Rolle, die der Energiesektor für 
die russische Machtpolitik spielt. 

Insbesondere das Nachbarland 
Polen hat mehrere Klagen am Eu-
ropäischen Gerichtshof eingereicht, 
weil es durch Nord Stream und Nord 
Stream 2 die Monopolstellung von 
Gazprom und dessen europäischen 
Partnern verstärkt sieht. Das russi-
sche Unternehmen beschäftigt seit 
2012 die EU-Wettbewerbshüter. Im 
Gegenzug hat Russland im April 2014 
eine Klage bei der Welthandelsorga-
nisation gegen das so genannte „drit-
te Energiepaket“ der EU eingereicht. 

Ebenso riskiert Nord Stream 2, 
die Sanktionspolitik der EU gegen-
über Russland zu unterminieren. Der 
russische Erdgassektor wurde – nicht 
zuletzt auf Drängen der Bundesregie-
rung – explizit von den Bereichen aus-
genommen, gegen die sich die Sank-
tionen richten. Kritiker sehen die 
deutsche Unterstützung von Nord 
Stream 2 als indirekte politische Be-
stätigung für den Kreml, dass der rus-
sische Völkerrechtsbruch in der Uk-
raine geduldet wird. Nord Stream 2 

sichert Russland lukrative Gewinne, 
die nicht nur einen wichtigen Beitrag 
zum russischen Staatshaushalt leis-
ten, sondern auch die persönlichen 
Einkünfte der Machtelite sichern. 

Der Kreml nutzt bewusst die Mög-
lichkeit, durch Tauschhandel weitere 
Puzzlestücke der europäischen Ener-
gieversorgung (Produktion, Speicher 
und Verteilernetze) in russischer 
Hand zu vereinen. Gazprom lässt 
BASF/Wintershall und OMV sich an 
der Erdgasförderung im westsibiri-
schen Urengoi-Feld beteiligen. Im Ge-
genzug soll Gazprom Anteile an der 
norwegischen OMV Norge und der 
Wintershall Noordzee BV erhalten. 
Wer nach Alternativen zum russi-
schen Gas sucht, wird nun auch dort 
mit Gazproms Teilhaberschaft kon-
frontiert. Externe technische Hilfe 
und finanzielle Ressourcen sichern so 
die künftige Produktionskapazität der 
Russen ab. Durch weitere Geschäfte 
mit Shell, OMV und BASF stärkt Ga-
zprom systematisch seine LNG-Pro-
duktion und den Zugriff auf entschei-
dende europäische Gasspeicher.

Es ist offensichtlich, dass es bei 
Nord Stream 2 um weit mehr als nur 
privatwirtschaftliche Geschäfte geht. 
Die Bundesregierung wird sich mit 
den Konsequenzen der neuen Ost-
see-Pipelines für Klima und Umwelt 
sowie für Europas Sicherheit und 
Unabhängigkeit auseinandersetzen 
müssen.
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